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AN UNSERE ABONNENTEN

Das laufende Abonnement endet am 31 . Dezember 1958 .

Um keine Unterbrechung in der Zustellung eintreten zu lassen, kann
das Abonnement für 1959 bereits jetzt zu den bei den einzelnen Vertriebs­
büros geltenden Bedingungen (s . letzte Seite dieser Ausgabe) erneuert
werden.

Der Bezugspreis für das neue Abonnement beträgt bfrs 250 ,—
(DM 21 ,—).
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EUROPÄISCHES PARLAMENT

BULLETIN FÜR ANFRAGEN UND ANTWORTEN

ANFRAGE Nr. 11 A und 11 B

des Herrn A. Gailly

Mitglied des Europäischen Parlaments

Könnte der amtierende Präsident des Ministerrates der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft — der Europäischen Atomgemeinschaft — mir mit­
teilen, was er von der Zusammensetzung des Wirtschafts- und Sozialausschusses
hält, die unseres Erachtens in Widerspruch zu den von den Arbeitnehmer­
organisationen und vom Europäischen Parlament in seiner Sitzimg vom 21 . März
1958 in Straßburg zum Ausdruck gebrachten Wünschen steht?

ANTWORT

der Räte der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

und der Europäischen Atomgemeinschaft

(21 . November 1958)

Bei Ernennung der Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialausschusses
müssen sich die Räte nach Artikel 193 des EWG-Vertrages und Artikel 165 des
EAGr-Vertrages richten. Sie haben sich jedoch bemüht, innerhalb der durch die
Verträge gesteckten Grenzen die verschiedenen Stellungnahmen zur Zusammen­
setzung, des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu berücksichtigen. Ich bin im
Einvernehmen mit den übrigen Mitgliedern der Räte der Auffassung, daß die
Entscheidungen der Räte auf diesem Gebiet, soweit dies möglich ist, sowohl
dem Buchstaben als auch dem Geist der Verträge sowie den Wünschen ent­
sprechen, die das Europäische Parlament in seiner Entschließung vom 21 . März
1958 über die Zusammensetzung des Wirtschafts- und Sozialausschusses zum
Ausdruck gebracht hat.
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ANFRAGE Nr. 13

des Herrn F. Friedensburg

Mitglied des Europäischen Parlaments

Ist die Hohe Behörde bereit, die Reihe der von ihr errichteten Außenstellen
durch eine solche in Berlin zu ergänzen, um der besonderen Bedeutung und
der Sonderstellung dieser Stadt Rechnung zu tragen?

ANTWORT

der Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl

(24 . November 1958)

Die drei Europäischen Gemeinschaften verfügen zur Zeit über gemeinsame
Presseverbindungsbüros in Bonn, Den Haag, Paris und Rom. Der Status der
von der Hohen Behörde der EGKS in London und Washington eingerichteten
Presseverbindungsbüros wird zur Zeit im Hinblick auf die Schaffung eines
gemeinsamen Informationsdienstes für die drei Gemeinschaften geprüft.

Die Frage der Einrichtung eines gemeinsamen Presseverbindungsbüros in
Berlin ist daher mit den Kommissionen der beiden anderen Gemeinschaften zu
untersuchen. Sie wird aufmerksam geprüft. Das Ergebnis dieser Prüfung wird
dem Herrn Abgeordneten mitgeteilt .

ANFRAGE Nr. 14

des Herrn H. Vredeling

Mitglied des Europäischen Parlaments

1 . Hat die Kommission von der vom niederländischen Minister für Landwirt­
schaft, Fischerei und Ernährung gegebenen Antwort der niederländischen Regie­
rung auf diesbezüglich im niederländischen Parlament gestellte Fragen über die
Integration der niederländischen Milchwirtschaft in die gemeinsame Agrar­
politik der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Kenntnis genommen?
2. Teilt die Kommission die wie folgt formulierte Auffassung der niederländi­
schen Regierung:

„Die Anpassimg der nationalen Agrarpolitik an die gemäß Artikel 40
Ziffer 1 beabsichtigte gemeinsame Agrarpolitik hängt weitgehend vom Tempo
des Zustandekommens dieser Politik wie auch von deren Inhalt ab. Der Unter­
zeichnete 0) ist der Auffassung, daß diese Integration gefördert werden kann,
wenn der Vergleich der von jedem der sechs Länder geführten Agrarpolitik
mit den in Artikel 39 des Vertrages genannten Zielen sowie mit der von der
Landwirtschaftskonferenz in Stresa angenommenen Resolution so rasch wie
möglich erfolgt. Der Unterzeichnete (*) hält diesen Vergleich bezüglich der Milch­
wirtschaftspolitik für dringlich."

(') Der niederländische Minister für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung.



6 . 12 . 58 AMTSBLATT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 531/58

3 . Ist die Kommission bereit, das Schreiben, das sie hierüber von der nieder­
ländischen Regierung in den Amtssprachen der Gemeinschaft erhalten hat, den
Mitgliedern des Europäischen Parlaments zur Kenntnis zu bringen?

4 . Welche Pläne hat die Kommission, nachdem die niederländische Regierung
sie nunmehr gebeten hat, der Milchwirtschaftslage große Aufmerksamkeit zu
widmen und im Rahmen der Sechs die Schritte zu unternehmen, welche die
Lösung dieser schwierigen Fragen erleichtern und beschleunigen können?

5 . Ist die Kommission bereit, das Europäische Parlament zu gegebener Zeit
schriftlich über das Ergebnis ihrer Bemühungen zu unterrichten?

ANTWORT

der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

(20 . November 1958)

1 . Die Kommission hat mit Interesse die Ant­
wort des niederländischen Ministers für Land­
wirtschaft, Fischerei und Ernährung zu oben
aufgeführten Fragen zur Kenntnis genommen.

dabei behilflich sein, daß es zur Information der
Mitglieder des Parlaments über den Inhalt des
Schreibens und seine Übersetzung in die Amts­
sprachen verfügt .

4 . Die Ausarbeitung einer gemeinsamen Land­
wirtschaftspolitik der Sechs sollte eine aus- /
gewogenere Entwicklung auf dem Gebiet der
Molkereierzeugnisse erlauben. Da für diese ge­
meinsame Politik noch keine allgemein gültigen
Bestimmungen aufgestellt sind, ist die Kommis­
sion der Auffassung, daß Veranlassung besteht ,
der Molkereiwirtschaft schon jetzt besondere
Aufmerksamkeit zu widmen. Sie beabsichtigt
daher in Kürze zu überprüfen, welche ersten
Maßnahmen getroffen werden können, um den
bestehenden Schwierigkeiten Rechnung zu
tragen.

2 . Die Kommission stimmt mit der Auffassung
der niederländischen Regierung überein, wonach
die Angleichung der innerstaatlichen Landwirt­
schaftspolitik an die in Artikel 40 festgelegte
gemeinsame Landwirtschaftspolitik in hohem
Maße von dem Zeitablauf abhängt, in dem diese
Politik zustande kommt. Die Kommission be­
absichtigt, eine Anzahl besonderer Probleme,
insbesondere auch die Schwierigkeiten in der
Molkereiwirtschaft, eventuell in enger Zusam­
menarbeit mit den Regierungen, ausführlich
zu untersuchen, ehe man dazu übergeht, gemäß
Artikel 43 des Vertrages zur Gründung der
Europäischen WirtschaftsgemeinschaftVorschläge
vorzulegen. Diese Untersuchung wird natürlich
im Benehmen mit den Regierungen vorgenom­
men.

5 . Da die Kommission sich noch nicht darüber
im klaren ist, welcher Art die Bemühungen im
vorliegenden Fall sein werden, ist sie nicht in
der Lage anzugeben, wann das Ergebnis dieser
Arbeiten für einen schriftlichen Bericht an das
Europäische Parlament ausgewertet werden
kann.

3 . Es ist der Kommission bekannt, daß dieses
Schreiben von der niederländischen Regierung
zur Veröffentlichung freigegeben wurde. Die
Verwaltungszweige der Kommission werden
dem Generalsekretariat des Parlaments gern
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ANFRAGE Nr. 15

des Herrn Müller-Hermann

Mitglied des Europäischen Parlaments

Ich bitte die Kommission der EWG um Auskunft über die geplante Zu­
sammensetzung des gemäß Artikel 83 des EWG-Vertrages bei der Kommission
zu bildenden beratenden Sachverständigenausschusses „Verkehr". Wenn auch
die Sachverständigen von den Regierungen benannt werden, ist zu fragen, ob
es bei diesem Sachverständigenausschuß ebenso wie bei den anderen Sach­
verständigenausschüssen angesichts der ohnehin sehr starken Einwirkungs­
möglichkeiten der Regierungen sinnvoll wäre, wenn die Sachverständigen ganz
oder teilweise aus den Reihen der Ministerialbürokratie der Regierungen
gestellt würden. Ist es nicht vielmehr schon aus grundsätzlichen Erwägungen
heraus wichtig, daß zu dem Sachverständigenausschuß möglichst solche Sach­
verständige herangezogen werden, die zwar mit den verschiedenen volkswirt­
schaftlichen und sozialen Aspekten des Verkehrswesens vertraut, aber nicht von
den Regierungen abhängig sind? Ich frage daher, ob die Kommission bei der
Bestellung der Sachverständigen ihren Einfluß dementsprechend geltend machen
wird.

ANTWORT

der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

(21 . November 1958)

der Binnenschiffahrt eine anerkannt hervor­
ragende Befähigung besitzen".

Aus diesem Text geht hervor, daß die Er­
nennungen von den Regierungen vorgenommen
werden und folglich nicht unter die Zuständig­
keit der Kommission fallen .

Herr Müller-Hermann hat in seiner schrift­
lichen Anfrage Nr. 15 um Auskunft über die
mutmaßliche Zusammensetzung des Ausschusses
der Sachverständigen in Verkehrsfragen —
dessen Bildung nach Artikel 83 des Vertrages
zur Gründung der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft vorgesehen ist — gebeten und
empfohlen, in den Ausschuß möglichst Sach­
verständige hereinzunehmen, die mit den wirt­
schaftlichen und sozialen Aspekten der Ver­
kehrsfragen gut vertraut sind, jedoch in keinem
Abhängigkeitsverhältnis zu den Regierungen
stehen.

Die Regierungen werden durch diesen Text
ermächtigt, auch andere Personen als Beamte
zu Sachverständigen zu ernennen ; sie werden
diese selbstverständlich in ihrem eigenen Inter­
esse aus einem Kreis von hervorragend Befähig­
ten auswählen.Die Satzimg des Ausschusses für . Verkehrs­

fragen wurde vom Ministerrat festgelegt und
von ihm in seiner Sitzung am 15 . September d. J.
verabschiedet. Im ersten Artikel dieser Satzung
heißt es, daß „jede Regierung einen oder zwei
hohe Beamte der Zentralverwaltung als Sach­
verständige ernennt. Sie kann ferner bis zu drei
Sachverständige ernennen, die auf dem Gebiet
des Eisenbahnwesens, des Straßenverkehrs oder

Es muß weiterhin betont werden, daß der
Ausschuß, wenn er von der Kommission konsul­
tiert wird, auf Grund von Artikel 7 der Satzung
des beratenden Ausschusses in Verkehrsfragen,
„ihr einen Bericht vorlegt, in dem die als Er­
gebnis der Beratungen festgestellten Auffassun­
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gen dargelegt sind. Das gleiche gilt, wenn die
Kommission den Ausschuß mit der Untersuchung
einer bestimmten Frage beauftragt".

äußerten Auffassungen, und nicht nur die der
Mehrheit, dargelegt werden müssen, ist in jedem
Fall die Voraussetzung gegeben, daß die Sach­
verständigen, die nicht von einer Regierung ge­
schickt werden, sich in gleicher Weise Gehör
verschaffen können wie die Regierungssachver­
ständigen.

Da in der Satzung die Vorschrift enthalten
ist, daß in dem Bericht des Ausschusses alle ge­
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EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT

DER RAT

INFORMATIONEN

SATZUNG DER EURATOM-VERSORGUNGSAGENTUR

DER RAT DER EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT,

gestützt auf Artikel 54 des Vertrages ,

gestützt auf den Vorschlag der Kommission,

BESCHLIESST,

die Satzung der Euratom-Versorgungsagentur
wie folgt zu erlassen :

Artikel II

RECHTS- UND GESCHÄFTSFÄHIGKEIT

( 1 ) Die Agentur besitzt Rechtspersönlichkeit .

(2 ) Die Agentur besitzt in jedem Mitglied­
staat die weitestgehende Rechts- und Geschäfts­
fähigkeit, die juristischen Personen des öffent­
lichen und des privaten Rechts zuerkannt ist.
Sie kann insbesondere bewegliches und un­
bewegliches Vermögen erwerben und veräußern,
Verträge schließen, dingliche oder persönliche
Sicherheiten gewähren, als Makler, Beauftragter
oder Kommissionär tätig werden, vor Gericht
stehen, Schiedsverträge und Vergleiche schließen
sowie alle kaufmännischen Handlungen vor­
nehmen und Regelungen treffen, die für die Er­
füllung ihrer Aufgaben erforderlich sind.

Sie kann ferner nach Maßgabe dieser Satzung
Anleihen aufnehmen .

(3) Die Agentur übt ihre Tätigkeit ausschließ­
lich im Hinblick auf das Gemeinwohl aus. Sie
verfolgt keinen Erwerbszweck.

Artikel I

NAME — ZWECK

( 1 ) Die durch Artikel 52 ff. des Vertrages vom
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft (im folgenden als „Vertrag"
bezeichnet) geschaffene Agentur führt den
Namen „Euratom-Versorgungsagentur" (im fol­
genden als „Agentur" bezeichnet).

(2) Ausschließlicher Zweck der Agentur ist die
Erfüllung der ihr im Vertrag zugewiesenen Auf­
gaben. Der Vertrag und diese Satzung sind für
die Agentur maßgebend. Entstehen bei der Aus­
legung der Satzung Schwierigkeiten, so sind
sie im Sinne der der Agentur im Vertrag über­
tragenen Aufgaben zu lösen.

(4) Die Agentur hat gemeinnützigen Cha­
rakter.
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Artikel III

SITZ

( 1 ) Die Agentur hat ihren Sitz in der Stadt,
in der sich der Sitz der Kommission befindet .

(2) Die Agentur kann mit Zustimmung der
Kommission Zweigniederlassungen errichten.

Sie kann allein alle sonstigen Maßnahmen
innerer Organisation treffen, die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben innerhalb und außerhalb der Ge­
meinschaft erforderlich sind. Insbesondere kann
sie Vertreter bestellen und Lager errichten.

Artikel IV

DAUER

Vorschlag der Kommission . Jedoch besteht eine
Zahlungsverpflichtung von Rechts wegen, soweit
Zahlungen erforderlich werden, uim Verpflich­
tungen zu erfüllen, welche die Agentur auf
Grund dieser Satzung gegenüber ihren Gläubi­
gern übernommen hat. Die Entscheidung des
Rates ist den Zeichnerstaaten unverzüglich mit­
zuteilen. Der abgerufene Teilbetrag ist binnen
dreißig Tagen nach dieser Entscheidung an die
Agentur zu zahlen .

(4 ) Mit der Übernahme eines Kapitalanteils
ist weder ein Stimmrecht noch ein Recht auf
Dividenden oder Zinsen verbunden. Ein Recht
auf Rückzahlung des Nennwertes der eingezahl­
ten Teilbeträge besteht nur bei Auflösung der
Agentur.

(5) Jede Einzahlung von Kapital erfolgt durch
den Zeichnerstaat in dessen Landeswährung.

(6) Sinkt die Parität der Währung eines Mit­
gliedstaates gegenüber der in Absatz (1 ) be­
stimmten Rechnungseinheit , so gleicht dieser
Staat den Betrag des von ihm eingezahlten Ka­
pitalanteils im Verhältnis zu der eingetretenen
Änderung der Parität durch eine zusätzliche Zah­
lung an die Agentur aus ; hierfür werden ledig­
lich die bei der Agentur tatsächlich vorhandenen
Bestände in der Währung des betreffenden Mit­
gliedstaates berücksichtigt . Die Zahlung wird
binnen zwei Monaten geleistet .

(7 ) Steigt die Parität der Währung eines Mit­
gliedstaates gegenüber der in Absatz (1 ) be­
stimmten Rechnungseinheit , so gleicht die Agen­
tur den Betrag des von diesem Staat eingezahl­
ten Kapitalanteils im Verhältnis zu der ein­
getretenen Änderung der Parität durch eine
Rückzahlung an diesen Staat aus ; hierfür wer­
den lediglich die bei der Agentur tatsächlich vor­
handenen Bestände in der Währung des be­
treffenden Mitgliedstaates berücksichtigt . Die
Zahlung wird binnen zwei Monaten geleistet .

Für die Dauer der Agentur ist keine Frist
vorgesehen.

Gemäß Artikel 76 des Vertrages sind die Be­
stimmungen des Kapitels VI über die Versorgung
mit Ablauf der in dem genannten Artikel vor­
gesehenen Frist zu bestätigen oder zu ändern.

Artikel V

KAPITAL

( 1 ) Das Kapital der Agentur beträgt 2 400 000
EZU-Rechnungseinheiten .

(2) Das Kapital wird nach folgendem Schlüs­
sel verteilt :

Belgien: 8
Deutschland : 28
Frankreich: 28
Italien : 28
Niederlande : 8

Artikel VI

ABGABE
(3) Ein Teilbetrag von 10 v.H. des Kapitals
ist binnen dreißig Tagen nach Inkrafttreten die­
ser Satzung an die Agentur zu zahlen. Über
den Abruf weiterer Teilbeträge des Kapitals ent­
scheidet der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf

( 1 ) Die Agentur erhebt eine Abgabe, deren
Erlös ausschließlich zur Deckung ihrer Betriebs­
kosten dient.
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(2 ) Die Abgabe wird auf die Umsätze erhoben,
bei denen die Agentur in Ausübung ihres Be­
zugsrechtes oder ihres ausschließlichen Rechtes
zum Abschluß von Lieferverträgen tätig wird .

a) Sie kann Anlagen auf den Geldmärkten
vornehmen ;

b) sie kann alle sonstigen mit ihrem Zweck
im Zusammenhang stehenden Finanzgeschäfte
vornehmen.

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 befaßt sich
die Agentur bei der Handhabung ihrer Anlagen
nur mit solchen Devisenarbitragen, die für die
Erfüllung ihrer Aufgabe unmittelbar erforder­
lich sind.

(3 ) Der Satz der Abgabe wird so festgelegt,
daß sie die Betriebskosten der Agentur deckt .

Soweit der Erlös der Abgabe die beim Ab­
schluß der Jahresrechnung festgestellten Be­
triebskosten übersteigt, wird er in einen Reserve­
fonds eingezahlt .

Wird nach Abschluß einer Jahresrechnung
festgestellt, daß der Betrag des Reservefonds die
in dem betreffenden Haushaltsjahr entstandenen
Betriebskosten übersteigt, so muß der Satz der
Abgabe überprüft werden, um zu vermeiden,
daß sich beim Abschluß der folgenden Jahres­
rechnung die gleiche Lage ergibt .

(3 ) Die Agentur hat vom Käufer Zahlung in
den Devisen zu verlangen, deren sie zur Durch­
führung des betreffenden Geschäfts bedarf.

(4) Die Agentur kann frei über Devisen drit­
ter Länder verfügen, die aus Anleihen stammen,
welche sie dort aufgelegt hat .

(4 ) Der Satz der Abgabe sowie die Art und
Weise der Veranlagung und der Erhebung wer­
den auf Vorschlag des Generaldirektors , der
zuvor die Stellungnahme des in Artikel X vor­
gesehenen Beirates einholt, und nach Konsul­
tierung des Rates von der Kommission fest­
gelegt.

Artikel VII

FINANZIELLE ORGANISATION

(5) Die Agentur kann die zur Durchführung
ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel auf den
internationalen Geld- und Kapitalmärkten auf­
nehmen.

Die Kommission bestimmt nach Konsultie­
rung des Rates die Grenzen, innerhalb deren die
Agentur Anleihen mit einer Laufzeit bis zu zwei
Jahren aufnehmen kann. Für Anleihen mit einer
Laufzeit von mehr als zwei Jahren hat die
Agentur über die Kommission die Zustimmung
des Rates einzuholen, der in jedem einzelnen
Fall mit qualifizierter Mehrheit beschließt.

Die Agentur kann auf dem Geld- und Ka­
pitalmarkt eines Mitgliedstaates Anleihen ent­
weder nach den dort für Inlandsanleihen gelten­
den Rechtsvorschriften oder, in Ermangelung
solcher Vorschriften, auf Grund einer ent­
sprechenden Fühlungnahme und Vereinbarung
mit dem betreffenden Staat aufnehmen.

Die zuständigen Stellen des Mitgliedstaates
können ihre Zustimmung nur dann versagen,
wenn auf dem Geld- und Kapitalmarkt dieses
Staates ernstliche Störungen zu befürchten sind .

(6) Die von der Agentur auf Grund dieser
Satzung eingegangenen Verpflichtungen werden
von der Europäischen Atomgemeinschaft ge­
währleistet .

( 1 ) Die Agentur besitzt finanzielle Autonomie .
Sie arbeitet nach kaufmännischen Grundsätzen .

(2) Die Agentur ist jederzeit ermächtigt, die
Guthaben, die sie in der Währung eines Mit­
gliedstaates besitzt, in die Währung eines an­
deren Mitgliedstaates zu transferieren, um nach
Maßgabe dieser Satzung die Finanzgeschäfte
durchzuführen, die ihrem im Vertrag festgeleg­
ten Zweck entsprechen. Besitzt die Agentur
flüssige oder verfügbare Guthaben in der von ihr
benötigten Währung, so vermeidet sie, soweit
möglich, derartige Transferierungen.

Die Agentur kann die verfügbaren Mittel, die
sie nicht unmittelbar zur Erfüllung ihrer Ver­
pflichtungen benötigt, in folgender Weise ver­
wenden :

t
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Verhinderung des Generaldirektors tritt der
stellvertretende Generaldirektor an seine Stelle .

(7) Auf dem in diesem Artikel umschriebenen
Sachgebiet handelt die Agentur in Verbindung
mit den zuständigen Behörden oder den Noten­
banken der Mitgliedstaaten.

(2) Der Generaldirektor vertritt die Agentur
gerichtlich und außergerichtlich. Die Kommission
ist befugt, die Agentur vor Gericht bei allen
gegen den Generaldirektor gerichteten Klagen
zu vertreten .

Artikel VIII

BEFUGNISSE DER KOMMISSION

(3) Der Generaldirektor kann, soweit er dies
für angebracht hält, dem stellvertretenden Gene­
raldirektor oder anderen Personen Vollmacht
zur Wahrnehmung seiner Befugnisse erteilen .
Er kann ihnen einzeln oder gemeinsam Ver­
tretungsvollmacht erteilen .

Der Tod des Vollmachtgebers allein ibewirkt
nicht das Erlöschen der vom Generaldirektor
oder vom stellvertretenden Generaldirektor er­
teilten Vollmachten.

(4) Der Generaldirektor und der stellvertre­
tende Generaldirektor werden von der Kommis­
sion ernannt und gegebenenfalls abberufen. Sie
sind keine Beauftragten der Kommission.

( 1 ) Die Agentur steht unter der Aufsicht der
Kommission ; diese erteilt ihr Richtlinien und
hat gegen ihre Entscheidungen ein Einspruchs­
recht.

(2) Dieses Recht erlischt mit Ablauf des sie­
benten Tages nach Erlaß einer Entscheidung der
Agentur, es sei denn, daß die Kommission oder
ihr Vertreter innerhalb dieser Frist einen Vor­
behalt erklärt. Die Kommission oder iihr Ver­
treter kann vor Ablauf der Frist auf die Er­
klärung eines Vorbehalts verzichten .

Ist von der Kommission oder ihrem Vertreter
innerhalb der im Unterabsatz 1 genannten Frist
ein Vorbehalt erklärt worden, so hat die Kom­
mission binnen fünfzehn Tagen nach der Er­
klärung des Vorbehalts Stellung zu nehmen.

Die Bestimmungen dieses Absatzes stehen
der Anwendung des Artikels 53 Absatz 2 des
Vertrages nicht entgegen.

(3 ) Jede in Artikel 53 Absatz 2 des Vertrages
bezeichnete Handlung der Agentur kann von
den davon Betroffenen binnen fünfzehn Tagen
nach der Zustellung oder, wenn sie nicht zu­
gestellt wurde, nach ihrer Bekanntgabe der
Kommission unterbreitet werden. Wurde die
Handlung weder zugestellt noch bekanntgegeben,
so läuft die Frist von dem Tage an, an dem der
Betroffene von der Handlung Kenntnis erlangt
hat .

Der Generaldirektor und im Vertretungsfall
der stellvertretende Generaldirektor sind der
Kommission für die Geschäftsführung verant­
wortlich. Sie unterstehen jederzeit ihrer Aufsicht
und haben ihr gemäß Artikel XVI sowie nach
den von der Kommission erlassenen Richtlinien
Rechnung zu legen.

Artikel X

BEIRAT — ZUSAMMENSETZUNG

( 1 ) Es wird ein aus vierundzwanzig Mit­
gliedern bestehender Beirat der Agentur ein­
gesetzt .

Artikel IX

GENERALDIREKTOR UND PERSONAL

(2) Die Sitze werden wie folgt auf Angehörige
der Mitgliedstaaten verteilt :

Belgien :
Deutschland :
Frankreich :
Italien :
Niederlande :

3 Mitglieder
6 Mitglieder
6 Mitglieder
6 Mitglieder.
3 Mitglieder

( 1 ) Mit der Geschäftsführung der Agentur ist
der Generaldirektor beauftragt. Für den Fall
des Todes, der Abberufung, Abwesenheit oder
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3 . die Aufstellung einer Vollzugsordnung
der Agentur, die im einzelnen regelt, wie An­
gebot und Nachfrage einander gegenüberzustel­
len sind (Art . 60 Abs. 6 des Vertrages);

(3 ) Zu Mitgliedern des Beirates ernennt der
Rat auf Vorschlag der Mitgliedstaaten nach
Stellungnahme der Kommission Vertreter der
Erzeuger und der Verbraucher sowie hoch­
qualifizierte Sachverständige.

Juristische Personen können unter der Be­
dingung als Mitglieder des Beirates benannt
werden, daß sie sich für die gesamte Dauer der
Amtszeit durch einen gehörig bestellten Delegier­
ten vertreten lassen.

(4 ) Die Mitglieder des Beirates werden auf
zwei Jahre ernannt. Wiederernennung ist zu­
lässig. Bei Rücktritt oder Ausfall eines Mitglieds
ist innerhalb kürzester Frist für die restliche
Amtszeit ein Nachfolger zu ernennen .

4 . die Aufstellung von Richtlinien über die
von der Agentur zu erhebenden Vorauszahlun­
gen (Art. 61 Abs . 2 des Vertrages);

5 . die Aufstellung eines Programms und
der Bedingungen für die Anlegung von Handels­
beständen durch die Agentur (Art . 72 Abs. 1 des
Vertrages);

6 . Merkmale zur Bestimmung von Gebaren,
die nach Artikel 68 des Vertrages verboten sind ;

Artikel XI 7 . Richtlinien über die Führung des „Finanz-
kontos der besonderen spaltbaren Stoffe" (Art. 88
des Vertrages);BEIRAT — BEFUGNISSE

( 1 ) Der Beitrat erleichtert der Agentur durch
Stellungnahmen und Informationen die Erfül­
lung ihrer Aufgaben. Er stellt ein Verbindungs­
organ zwischen der Agentur einerseits und den
Verbrauchern sowie den beteiligten Kreisen
andererseits dar.

8 . die Beteiligung der Agentur an der Auf­
stellung des in Artikel 171 Absatz (2) des Ver­
trages vorgesehenen eigenen Voranschlags der
Agentur ;

9 . die Aufstellung der jährlichen Bilanz und
des Jahresberichtes der Agentur ;

10 . die Errichtung von Zweigniederlassungen
der Agentur ;

(2) Der Beirat kann vom Generaldirektor zu
allen unter die Zuständigkeit der Agentur
fallenden Fragen gehört werden.

Zu diesen Fragen kann der Beirat auch auf
Veranlassung von mindestens zehn seiner Mit­
glieder Stellungnahmen abgeben .

(3) Der Generaldirektor hat den Beirat vor
Entscheidungen über folgende Angelegenheiten
zu hören:

1 . das Kapital der Agentur, sei es, daß eine
Erhöhung oder Herabsetzung des Kapitals oder
eine weitere Einzahlung auf das gezeichnete
Kapital in Frage steht (Art . 54 Abs . 4 des
Vertrages);

2. die Art und Weise der Festsetzung der
Abgabe auf die Umsätze zur Deckung der Be­
triebskosten der Agentur (Art. 54 Abs . 5 des
Vertrages);

11 . die Auflösung der Agentur .

Der Generaldirektor kann erforderlichenfalls
dem Beirat für die Abgabe seiner Stellungnahme
eine Frist setzen, die, von der Benachrichtigung
des Beiratspräsidenten an gerechnet, mindestens
zehn Tage betragen muß.

Gibt der Beirat innerhalb dieser Frist eine
Stellungnahme nicht ab , so ist der General­
direktor nicht verpflichtet , seine Entscheidung
aufzuschieben oder eine neue Sitzung ein­
zuberufen.

Über die in diesem Absatz bezeichneten An­
gelegenheiten können Entscheidungen, die in
den Zuständigkeitsbereich des Generaldirektors
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Er gibt seine Stellungnahmen mit der Mehr­
heit seiner anwesenden oder vertretenen Mit­
glieder ab.

fallen, nicht vor Ablauf des fünfzehnten Tages
nach Abgabe der Stellungnahme des Beirates
getroffen werden, sofern sie dieser Stellung­
nahme zuwiderlaufen.

(3) Jedes Mitglied des Beirates hat eine
Stimme. Im Falle der Verhinderung kann es
seine Stimme durch schriftliche Vollmacht
einem anderen Mitglied übertragen. Ein Mitglied
kann sich höchstens eine Stimme übertragen
lassen.

In dringenden Fällen ist schriftliche oder
telegraphische Abstimmimg zulässig, es sei denn,
daß der Beirat etwas anderes beschließt.

Artikel XII

BEIRAT — PRÄSIDIUM

(1) Der Beirat wählt alljährlich einen Präsi­
denten und zwei Vizepräsidenten. Wiederwahl
ist zulässig.

Der Präsident und die Vizepräsidenten bil­
den das Präsidium des Beirates.

(2) Das Präsidium beschließt die Einberufimg
des Beirates nach Maßgabe des Artikels XIII
Absatz (1).

Es unterhält für den Beirat alle zweckdien­
lichen Verbindungen.

(4) Der Generaldirektor, der stellvertretende
Generaldirektor oder ihre Vertreter nehmen
ohne Stimmrecht an den Sitzungen des Beirates
teil. Sie geben diesem alle erforderlichen Aus­
künfte und Erläuterungen. Sie sind jedoch an
die Geheimhaltungspflicht nach Artikel 194 des
Vertrages und nach der Verschlußsachen-Ver­
ordnung gebunden.

Ein Delegierter der Kommission kann ohne
Stimmrecht an den Sitzungen des Beirates teil­
nehmen.

Artikel XIII

BEIRAT — SITZUNGEN (5) Das Sitzungsprotokoll enthält außer den
abgegebenen Stellungnahmen alle Anträge, über
die beraten wurde.

(1) Der Beirat ist einzuberufen

Die Protokolle werden vom Präsidenten und
vom Sitzungsschriftführer unterzeichnet und
sind in ein Protokollbuch aufzunehmen. Be­
glaubigte Ausfertigungen nebst Abschriften aller
erforderlichen Unterlagen werden der Kommis­
sion und dem Generaldirektor unverzüglich
übersandt.

(6) Der Beirat kann nach Maßgabe dieser
Satzung eine Geschäftsordnung aufstellen; sie
bedarf der Zustimmung der Kommission.

a) auf Veranlassung des Präsidiums, wenn
nach dessen Ansicht die Umstände dies er­
fordern, und jedesmal, wenn seit der letzten
Sitzung des Beirates ein Vierteljahr verflossen
ist ;

b) auf Antrag des Generaldirektors, be­
sonders dann, wenn die Anhörung des Beirates
nach Artikel XI Absatz (3) zwingend vor­
geschrieben ist;

c) auf schriftlichen Antrag von mindestens
zehn Mitgliedern des Beirates unter Angabe der
auf die Tagesordnung zu setzenden Fragen.

(2) Der Beirat ist verhandlungs- und beschluß­
fähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mit­
glieder anwesend oder vertreten sind.

Artikel XIV

BEIRAT — SEKRETARIAT

( 1) Der Generaldirektor stellt dem Präsidium
des Beirates ein geeignetes Sekretariat unter
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der Leitung eines Sekretärs zur Verfügung,
dessen Ernennung der Zustimmung der Kom­
mission bedarf.

(3) Der Haushaltsplan wird bis zum 20. Sep­
tember der Kommission vorgelegt, der für die
Ausübung ihres Einspruchsrechtes in Abwei­
chung von Artikel VIII Absatz (2) ein Monat zur
Verfügung steht .

(2) Das Sekretariat fertigt die Protokolle der
Sitzungen des Beirates , etwaiger Unteraus­
schüsse und des Präsidiums. (4) Alljährlich wird eine Bilanz aufgestellt,

die mit dem 31 . Dezember abschließt ; ihr ist
eine Betriebsrechnung beizufügen. Die Bilanz
wird bis zum 1 . März dem in Artikel 180 des
Vertrages vorgesehenen Kontrollausschuß vor­
gelegt, der über die Rechnungslegung der Agen­
tur Bericht erstattet.

(3) Die aus der Tätigkeit des Beirates er­
wachsenden Kosten gehen zu Lasten der Agentur.

(5 ) Der Generaldirektor erstellt jährlich einen
Bericht über die Geschäftsführung im abgelau­
fenen Haushaltsjahr.

Artikel XV

BEIRAT — GEHEIMHALTUNGSPFLICHT

Die Geheimhaltungspflicht nach Artikel 194
des Vertrages gilt für den Generaldirektor, den
stellvertretenden Generaldirektor und das Per­
sonal der Agentur sowie für die Mitglieder des
Beirates, soweit sie Mitteilung von Tatsachen,
Informationen, Kenntnissen, Schriftstücken oder
Gegenständen erhalten oder sich beschaffen, die
unter Geheimschutz stehen.

(6) Der Kommission wird bis zum 1 . Mai die
Bilanz, die Betriebsrechnung, der Bericht des
Kontrollausschusses und der Bericht des Gene­
raldirektors vorgelegt ; sie erteilt diesem Ent­
lastung.

Die genannten Schriftstücke werden der
über das abgelaufene Haushaltsjahr für die
Rechnungsvorgänge jedes Haushaltsplans zu er­
stellenden Rechnung beigefügt, welche die Kom­
mission jährlich nach Maßgabe des Artikels 180
Absatz 3 des Vertrages dem Rat und der Ver­
sammlung vorlegt.

Artikel XVI

(1 ) Das Haushaltsjahr beginnt am 1 . Januar
und endet am 31 . Dezember.

Geschehen zu Brüssel am 6. November 1958 .

(2) Der Generaldirektor arbeitet den Haus­
haltsplan für die Betriebskosten der Agentur
aus und stellt ihn fest ; er sorgt für dessen
Ausführung.

Im Namen des Rates

Der Präsident

S. BALKE

Gemäß Artikel 222 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atom­
gemeinschaft nimmt die Agentur ihre Tätigkeit zu dem von der Kommission
festgesetzten Zeitpunkt auf.



SOEBEN ERSCHIENEN:

Die Abteilung für Industriefragen der Hohen Behörde der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl hat unter der Bezeichnung

ARBEITSKARTE EGKS STAHL UND EISEN

eine Wandkarte zusammengestellt (Format 100X140 cm), auf der die Standorte der
Werke der eisenschaffenden Industrie verzeichnet sind.

Die Werke selbst sind unterschiedlich gekennzeichnet, und zwar nach

a) Produzenten

Roheisen Rohstahl Walzwerkserzengnisse
über 100 000 moto über 100 000 moto über 50 000 moto
von 50 000—100 000 moto von 50 000—100 000 moto unter 50 000 moto
unter 50 000 moto unter 50 000 moto

b) Produktion

Rohstähl Walzwerkserzeugnisse
Thomas-Stahl Schwere Profile Bandstahl
Siemens-Martin-Stahl Walzdraht Bleche von 3 mm und darüber
Elektrostahl Stabstahl Bleche unter 3 mm

Außerdem enthält die Karte ein Verzeichnis aller Werke und ihrer Werksanlagen
mit Angaben über die Zugehörigkeit zu den einzelnen Unternehmen.

Diese Arbeitskarte, nach dem Stand vom 1 . Januar 1958, wird von der Abteilung
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften herausgegeben und ausschließ­
lich durch deren Vertriebsbüro, Luxemburg, Metzer Platz 2, verkauft.

Verkaufspreis bfrs 60,— (DM 5,—).
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